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Law Made in Germany und
das deutsche AGB-Recht

Anl�sslich der �berreichung der 2. Auf-
lage der von der Initiative „Law Made in
Germany“ herausgegebenen gleichna-
migen Brosch�re an Bundesjustizminis-
terin Leutheusser-Schnarrenberger for-
derte Hans Heinrich Driftmann, Pr�si-
dent des DIHK (BRAK-Mitt. 2012, 111,
112): „ ,Law-Made in Germany

,

darf
sich … nicht auf den bloßen Transfer
deutschen Rechts beschr�nken. F�r
deutsches Recht im weltweiten Wettbe-
werb einzutreten bedeutet vielmehr, zu
Hause die Aufgaben zu erledigen und
Fehlentwicklungen zu vermeiden. Au-
ßerdem sind wir gut beraten, offen zu
sein f�r gute Beispiele aus anderen
Rechtsordnungen.“

Das deutsche AGB-Recht ist im B2B-
Bereich eine solche Fehlentwicklung.
Sein Schutz schießt im B2B-Bereich
�ber das Ziel hinaus. Dies zeigt auch ein
internationaler Vergleich. Beredtes Bei-
spiel sind insoweit die sog. Orgalime-
Bedingungen. Die Orgalime ist ein Ver-
bund der f�hrenden Wirtschaftsverb�n-
de des Maschinenbaus, der Elektroin-
dustrie und der Metallverarbeitung aus
23 europ�ischen L�ndern. Die von der
Orgalime entworfenen Standardbedin-
gungen sind nach dem Recht von 22 der
beteiligten 23 Staaten wirksam, nur f�r
Deutschland ist von der Orgalime ein
Zusatzblatt vorgesehen, das den Beson-
derheiten des deutschen AGB-Rechts
Rechnung tragen soll.

Das „Alleinstellungsmerkmal“ AGB-
Recht f�hrt dazu, dass das deutsche
Recht im internationalen Rechtsverkehr
zunehmend im Abseits steht. Es geht
nicht um einen „race to the bottom“.
Aber es muss doch Anlass zum Nachden-
ken geben, dass das Recht des langj�hri-
gen Exportweltmeisters international im
Handelsverkehr eine absolut untergeord-
nete Rolle spielt. So verwundert es nicht,
dass gem�ß der Statistik des Schiedsge-
richtshofs der Internationalen Handels-
kammer ICC bei den dort im Jahre 2008
anh�ngigen 575 Rechtsstreiten, in denen
die Parteien das anwendbare Recht ge-
w�hlt hatten (allesamt aus dem unterneh-
merischen Rechtsverkehr), in nur 4,8 %
der F�lle deutsches Recht gew�hlt wor-
den war. Und dies, obwohl deutsche Un-
ternehmen neben US-Parteien besonders
h�ufig sich der Streitbeilegung durch die
ICC bedienen. Damit liegt das deutsche
Recht in der ICC-Statistik abgeschlagen
auf Platz f�nf. Die auf den Pl�tzen eins

bis vier rangierenden Rechte Englands,
der Schweiz, Frankreichs und der diver-
sen US-Bundesstaaten wurden dagegen
zusammen in mehr als 36 % der F�lle ge-
w�hlt. Nach anderen Erhebungen ran-
giert das deutsche Recht gar v�llig unter
ferner liefen (www.choices.whithecase.
com). Was sich hier abspielt, ist eine
Flucht vor dem deutschen Recht. Und
der Einladungen anderer Rechtsordnun-
gen an deutsche Unternehmen, �ber die
Rechtswahl doch bitte dort Exil zu su-
chen, gibt es einige (vgl. nur f�r das
Schweizer Recht Ehle/Brunschweiler,
RIW 2012, 262; Voser/Boog, RIW 2009,
126).

Freilich hatte Graf v. Westphalen diese
Flucht mit Blick auf das deutsche AGB-
Recht genau an dieser Stelle (RIW 1/
1999, Die erste Seite) bereits vor 13 Jah-
ren empfohlen: „Meidet das deutsche
Recht! – Diese Aufforderung klingt dem
Exporteur wie Hohn. Warum denn? …
Jeder Exportvertrag lebt von der Stan-
dardisierung. Diese erweist sich als uner-
l�sslich … [Aber] gerade bei den
,neuralgischen ,

Haftungsreglungen, ins-
besondere bei der Haftungsfreizeich-
nung oder Haftungsbegrenzung versagt
selbst die Phantasie des begabtesten Ju-
risten. Und wenn es gilt, eine Haftungs-
freizeichnung solide zu fundamentieren,
dann bleibt nichts �brig, als den Scha-
denersatzanspruch – wie immer man im
Einzelnen textiert – abzubedingen …
[E]ine … wirksame Haftungsfreizeich-
nungsklausel wird man in einem – vor-

formulierten – Exportvertrag, der deut-
schem Recht unterworfen ist, vergeblich
suchen. Auf dem Weg �ber vorformu-
lierte Klauseln n�mlich ist ausgeschlos-
sen, das Risiko … angemessen zu be-
grenzen.“

Weshalb der gleiche Graf v. Westphalen
trotz dieser richtigen Bemerkungen heu-

te eine „nachhaltige Opposition gegen
die Reform des AGB-Rechts“ (BB 20/
2012, Die erste Seite) betreibt, ist schwer
verst�ndlich.

In Exportsituationen sch�tzt das deut-
sche AGB-Recht, wie Detzer ebenfalls
an dieser Stelle angemerkt hat (RIW 11/
2001, Die erste Seite), zudem regelm�-
ßig nicht den deutschen Exporteur, son-
dern den ausl�ndischen Kunden: Denn
hat der ausl�ndische Kunde eine gr�ßere
Verhandlungsmacht als der deutsche
Exporteur, so wird der ausl�ndische
Kunde neben den Vertragsbedingungen
auch sein Heimatrecht durchdr�cken,
was dazu f�hrt, dass der deutsche Ex-
porteur nicht gegen vom ausl�ndischen
Kunden gestellte unfaire Bedingungen
gesch�tzt wird, da das deutsche AGB-
Recht wegen der Wahl des ausl�ndi-
schen Kundenrechts nicht anwendbar
ist. Und dies gilt bis zur Grenze der ord-
re public-Widrigkeit selbst dann, wenn
die Parteien vor einem deutschen Ge-
richt streiten. Ist der deutsche Exporteur
dagegen in der st�rkeren Verhandlungs-
position und gelingt es ihm deshalb, sei-
nen Vertragsstandard und deutsches
Recht durchzusetzen, so sch�tzt das
deutsche AGB-Recht regelm�ßig den
ausl�ndischen Kunden. Wir m�ssen dar-
�ber nachdenken, ob dieser Zustand
rechtspolitisch tats�chlich im Sinne der
deutschen Wirtschaft ist.

Was nicht sein kann, ist das, was noch
unl�ngst von den Gegnern einer AGB-
Rechtsreform, namentlich u. a. von
Christoph Sch�fer vom Gesamtverband
der deutschen Textil- und Modeindu-
strie, allen Ernstes wohl als L�sungsmo-
dell propagiert wurde (BB 2012, 1231,
1234): „Als letzter Ausweg bliebe immer
noch die Flucht ins Schweizer Recht.
M�glicherweise ist das der Preis, den die
deutsche Rechtsordnung im Einzelfall
bezahlen muss, um die bew�hrte AGB-
Kontrolle zu erhalten.“

Das ist ein Offenbarungseid. Law Made
in Germany geht anders.

Der Autor
ist Chefsyndikus der Voith GmbH in Heiden-
heim

Das deutsche AGB-
Recht benachteiligt
deutsche Exporteure
bei internationalen
Transaktionen
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